
Der Rat möge beschließen: 

„Die Stadt Göttingen garantiert allen aktuellen Zuschussempfangem aus dem kulturellen und 
sozio-kulturellen Bereich (siehe HH 2006) für die nächsten 5 Jahre- vergleichbar mit den 
Bedingungen in den Verträgen mit dem Deutschen Theater und dem4Göttinger 
Symphonieorchester - Zuschüsse mindestens in Höhe des Jahres 2006. Dies. soll gelten 
gleich wie sich die Haushaltslage und die Vorgaben durch die'Kommunalaufsicht ergeben. 
Die Verwaltung wird beauftragt, die nötigen Vertragsgestaltungen und Umgestaltungen der 
vorliegenden Verträge vorzunehmen und dem Rat zum Beschluss vorzulegen." 

Begründung 

Wir begrüßen es ausdrücklich, dass den kulturellen Einrichtungen der Stadt Göttingen eine 
vertraglich abgesicherte Planungssicherheit bis zum Jahre 201 1 gegeben werden soll. Diese 
Planungssicherheit darf sich aber nicht nur auf die beiden großen Subventionsempfanger der 
Stadt Göttingen im Kulturbereich, das Deutsche Theater und das Göttinger 
Symphonieorchester beschränken. Diese notwendige Planungssicherheit muss ebenso für alle 
anderen kulturellen und sozio-kulturellen Einrichtungen in der Stadt Göttingen gelten. Diese 
Einrichtungen tragen in einem hohen Maße zur Attraktivität der Wissenschaftsstadt Göttingen 
bei; sie fordern die kulturelle Integration und sie bieten allen Bürgem der Stadt die 
Möglichkeit, sich aktiv und kreativ in vielen kulturellen Bereichen zu betätigen und zu 
engagieren. 
Die Auswirkungen der Kürzungen des Landes im sozio-kulturellen Bereich werden erst in 
den nächsten Jahren deutlich werden, dann nämlich, wenn trotz des Engagements und des 
Improvisationstalents und der ausgeprägten Bereitschaft zu unbezahlter oder unterbezahlter , 
Arbeit im kulturellen Bereich an allen Ecken und Enden Gelder für notwendige Investitionen 
oder auch nur Reparaturen in den Einrichtungen fehlen werden. In dieser prekären Situation 
brauchen die sozio-kulturellen Einrichtungen Göttingens die Garantie, dass ihnen die 
.städtischen Zuschüsse mindestens in der Höhe des Jahres 2006 erhalten bleiben und sie nicht 
durch die von der Landesregierung eingeforderten Haushaltssanierungsmaßnahmen um ihre 
Existenz fürchten müssen. 


